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2. persönliche Merkmale der Schwerbehinderten, wie Alter, 
Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Wohnort,

3. Art, Ursache und Grad der Behinderung.
(2) Über die Durchführung von Maßnahmen zur Rehabilita­

tion wird jährlich, erstmals für 1991, eine Statistik durchge­
führt. Sie umfaßt folgende Tatbestände:

1. die Zahl der Behinderten,
2. persönliche Merkmale der Behinderten, wie Alter, 

Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Wohnort,
3. Stellung der Behinderten im Erwerbsleben und Beruf,
4. Art und Ursache der Behinderung,
5. Art, Ort, Dauer, Verlauf und Ergebnis der durchgeführten 

Maßnahmen zur Rehabilitation.
(3) Auskunftspflichtig sind

1. für die Behindertenstatistik nach Absatz 1 die nach § 4 
zuständigen Behörden,

2. für die Rehabilitationsstatistik die gesetzlichen Träger 
der Rehabilitation, die Träger der begleitenden Hilfe im 
Arbeite- und Berufsleben und der Sozialhilfe.

Zehnter Abschnitt 
Förderung von Werkstätten für Behinderte

■ » §54
Begriff der Werkstatt für Behinderte

(1) Die Werkstatt für Behinderte ist eine Einrichtung zur 
Eingliederung Behinderter in das Arbeitsleben. Sie bietet 
denjenigen Behinderten, die wegen Art oder Schwere der 
Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können, einen Arbeits­
platz oder die Gelegenheit zur Ausübung einer geeigneten 
Tätigkeit

(2) Die Werkstatt muß es den Behinderten- ermöglichen, ihre 
Leistungsfähigkeit zu entwickeln, zu erhöhen oder wiederzu­
gewinnen und ein dem Leistungsvermögen angemessenes 
Arbeitsentgelt zu erreichen. Sie soll über ein möglichst breites 
Angebot an Arbeitsplätzen und Plätzen für Arbeitstraining 
sowie über eine Ausstattung mit begleitenden Diensten 
verfügen.

(3) Die Werkstatt soll allen Behinderten unabhängig von 
Art oder Schwere der Behinderung offenstehen, sofern sie iii 
der Lage sind, din Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer 
Arbeitsleistung zu erbringen.

(4) Die Werkstatt kann in angegliederten Einrichtungen und 
Gruppen auch die Tagesbetreuung erwachsener Schwerbe­
hinderter übernehmen.

§ 55

Verrechnung von Aufträgen 
auf die Ausgleichsabgabe

(1) Arbeitgeber, die durch die Vergabe von Aufträgen an 
Werkstätten für Behinderte zur Beschäftigung Behinderter 
beitragen, können 30 vom Hundert des Rechnungsbetrages 
solcher Aufträge auf die zu zahlende Ausgleichsabgabe an­
rechnen.

(2) Voraussetzung für die Anrechenbarkeit ist, daß
1. der Auftrag innerhalb des Jahres, in dem die Verpflich­

tung zur Beschäftigung Schwerbehinderter und zur Zah­
lung von Ausgleichsabgabe entsteht, von der Werkstatt 
für Behinderte ausgeführt und vom Auftraggeber bis 
spätestens 31. März des Folgejahres vergütet worden ist 
und

2. der Rechnungsbetrag nicht zu weniger als 30 vom Hundert 
durch die von der Werkstatt für Behinderte erbrachte 
Arbeitsleistung bestimmt wird. Im Falle der Weiterver­
äußerung von Erzeugnissen, die von einer anderen an­
erkannten Werkstatt für Behinderte hergestellt worden 
sind, ist die von dieser erbrachte Arbeitsleistung zu 
berücksichtigen.

(3) Bei der Vergabe von Aufträgen an Zusammenschlüsse 
anerkannter Werkstätten für Behinderte gelten Absätze 2 und 
4 entsprechend.

(4) Die Anrechnung von Aufträgen, die der Träger einer 
Gesamteinrichtung an eine Werkstatt für Behinderte vergibt, 
die ein rechtlich unselbständiger Teil dieser Einrichtung ist, 
ist ausgeschlossen.

§56
Vergabe von Aufträgen durch die öffentliche Hand

(1) Aufträge der öffentlichen Hand, die von den Werkstätten 
für Behinderte ausgeführt werden können, sind bevorzugt 
diesen Werkstätten anzubieten.

(2) Der Minister für Wirtschaft erläßt hierzu im Einverneh­
men mit dem Minister für Arbeit und Soziales allgemeine 
Richtlinien.

§57

Anerkennungsverf ahren
(1) Werkstätten für Behinderte, die eine Vergünstigung im 

Sinne dieses Abschnitts in Anspruch nehmen wollen, bedür­
fen der Anerkennung. Die Entscheidung über die Anerken­
nung trifft auf Antrag die Arbeitsverwaltung im Einverneh­
men mit dem zuständigen Träger der Sozialhilfe. Die Arbeits­
verwaltung führt ein Verzeichnis der anerkannten Werk­
stätten für Behinderte. In dieses Verzeichnis sind auch Zu­
sammenschlüsse anerkannter Werkstätten für Behinderte 
aufzunehmen.

(2) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer 
Erteilung die Voraussetzungen nach § 54 nicht gegeben waren. 
Sie ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach § 54 
nicht mehr gegeben sind und dem Mangel nicht innerhalb 
einer von der Arbeitsverwaltung gesetzten Frist abgeholfen 
wird. Sie kann widerrufen werden, wenn die Werkstatt für 
Behinderte die Anerkennung mißbraucht.

(3) Der Ministerrat wird ermächtigt, Vorschriften über die 
fachlichen Anforderungen der Werkstatt für Behinderte und 
über das Verfahren zur Anerkennung zu erlassen.

§58

Blindenwerkstätten
Die §§ 54 bis 57 sind auch zugunsten der Produktionsgenos­

senschaften des Blindenhandwerks anzuwenden.

Elfter Abschnitt
Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personenverkehr

§59

Weitere Anwendung des geltenden Rechts
Für die Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen 

Personenverkehr und die Ermäßigung bzw. die Befreiung 
von der Kraftfahrzeugsteuer finden die geltenden Rechtsvor­
schriften weiterhin Anwendung.2

. §§ 60 bis 67 
(gegenstandslos)

Zwölfter Abschnitt 
Ordnungswidrigkeiten, Strafbestimmungen

§68
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 5 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Ver-

2 Z. Z. gelten die Anordnung vOm 5. Januar 1984 über die öffent­
liche Personen- und Gepäckbeförderung des Kraftverkehrs, Nahver­
kehrs und der Fahrgastschiffahrt - Personenbeförderungsanordnung 
(PBO) - (GBl. I Nr. 4 S. 44) und die Erste Durchführungsbestimmung 
vom 17. November 1981 zur Verordnung über die Kraftfahrzeugsteuer 
(GBl. II Nr. 78 S. 508) 1. d. F. der Dritten Durchführungsbestimmung 
vom 20. August 1966 (GBl. II Nr. 93 S. 592).


